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Verkündet

am 23„Januar 1957

I m N a m e n d e s V o 1 k e 3

In Sachen

‚ Beklagten und Revisionsklägers,

Beigeladenen und Revisionsklägérs,

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten

hat der 6° Senat des Bundessozialgerichts auf die

münäliche Verhandlung vom 23. Januar 1957

für Recht erkennt:

Die Revisionen des Beklagten und des Beigeladenen

gegen das Urteil des Oberverwaltungsgerichts für das

Land Nordrhein—Westfalen vom 30. September 1953 werden

zurückgewiesen°

Der Beklagte und der Beigeladene haben dem Kläger

je die Hälfte der außergerichtlichen Kosten des Re—

visionsverfahrens zu erstatten. Im übrigen tragen die

Beteiligten ihre Kosten selbst°

Von Rechts wegeno
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G r 9„9 d e :

Ic

Um die Kaeeenprexis eines Facherztee für Urologie in Bochum—

Mitte, die im Oktober 1951 auegcschrieben werden war, bewer—

ben sich u.a. der Kläger und der Beigeladene. Durch Beschluß

vom 12„ Dezember 1951 ließ der Zulassungsausschuß für Ärzte

in Dortmund den Beigeladenen zu und lehnte den Antrag der

übrigen Ärzte eb. Gegen den Beschluß legte außer einem wei—

teren ■rzt der Klä■er gemäß @ 29 Abs. 2 der Zulessungsord—

nung für die britische Zone vom 21. April 1948 (ZulO brit.Z.)
beim beklagten Berufungsaueschuß Berufung ein, die durch Be—

schluß vom 28. März 1952 Zurückgewiesen wurde. Der Beklagte

erkennte an, daß der Kläger, der in Herne geboren und eeit

November 1946 in seinem Geburtsort ale Facharzt für Urologie

zur Kessenpraxis zugelassen ist, dem Beigeledenen durch seine

Ausbildung an bedeutenden Krankenhäusern und die Dauer seiner

Praxis überlegen sei; er habe auch die Approbation neun Jahre

vor dem Beigeladenen erhalten. Der Berufungeeueschuß gab

trotzdem dem bisher noch nicht zugelassenen Beigeladenen den

Vorzug aus der Erwägung, daß es Aufgabe der Zulassungsineten—>j

\zen sei, in erster Linie ärztliche Bewerber "unterzubringen"‚al

erst in zweiter Linie könnten persönliche Wünsche schon zuge—

laseener Ärzte auf Beeseretcllung berücksichtigt werden; im

übrigen biete sich dem K3ägcr in Bochum mit 300 000 Einwoh—

nern, wo bereits ein Facharzt für Urologie als Keesenarzt

tätig sei, keine bessere Existenzmöglichkeit als in seinem

Geburtsort Herne mit 110 000 Einwohnern, zumal der Kläger
.

dort als einziger Urologe zugelassen sei.

.nuf die Anfechtu■gsklage des Klägers hob das Landesverwal“

tungsgericht in Münster durch Urteil vom 8. Juli 1952 den

Beschluß des Beklagten vom 28. März 1952 und den Beschluß

des Zulassungsausschusses vom 12. Dezember 1951 auf: Die

Beetimmung des 5 18 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. c ZulO brit.Z. gebe

..."j...

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 3 _ |
\
!

zugelassenen Kessenärzten den Vorrang vor noch nicht zur

Kessenprexis zugelassenen Ärzten. Es sei der Zweck dieser

Bestimmung, den älteren, im allgemeinen mit wesentlich‘

höheren Ausgaben belasteten Ärzten den Vorrang bei der Be—

werbung um
wirtschaftlich günstigere Kessenerztsitze zu

gewähren. Die größeren Berufskenntnisse und Erfahrungen

älterer, schon zußelassener Ärzte kämen auch den Ver—
sicherten zugute. Da jeder in eine wirtschaftlich günsti—

gere Kassenprexis eufrückende Arzt seine bisherige Praxis

für einen noch nicht zugelassenen Arzt freimeche‚ könnten

auch soziale Geeichtepunkte, wie die Förderung des ärzt—

lichen Nechwuchses, grundsätzlich ein Abweichen von den

bindenden Ermessensrichtlinien des 5 18 Abs. 2 Nr. 1

Buchst. c ZulO brit.Z. nicht rechtfertigen. Im übrigen

habe der Berufungsausschuß auch die Bestimmung des 5 18

_Abe. 2 Nr. 2 3.3.0. nicht beachtet; da die Mehrzahl der
hiernach zu beechtenden Gesichtspunkte — Lebensalter,

Alter der Kinder, Zeitpunkt der Approbation und der Aner—
kennung'ele Facharzt — für den Kläger, keiner aber für den
Beigeledenen‘sprächen, habe der Beklagte die Grenzen des

ihm_zust@henden Ermessens überschritten.

Die gegen dieses Urteil vom Beklagten und vom Beigeledenen

eingelegten Berufungen hat das Oberverwaltungsgericht für

das Land Nordrhein—Westfalen durch Urteil vom 30. Septem—
ber 1952 zurückgewiesen: Die Ansicht des Landesverwaltunge—

gerichte, @ 18 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. c ZulO brit.Z. gebe

dem bereits in Herne als Keseenarzt zugelassenen Kläger

einen Vorreng vor den noch nicht zugelassenen Bewerbern,

erscheine zweifelhaft; dagegen spreche die Bestimmung des

5 18 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. d ZulO brit.Z. über den Vorrang

von Bewerbern, die mindestens fünf Jahre auf dem Lande

oder in einer Kleinstadt Kassenärzte gewesen seien.
®icgchrege brauche jedoch im vorliegenden Fall nicht ge—
‚klärt

zu werden, denn die Klage sei auch denn begründet,

wenn man dem Kläger entgegen der Ansicht des Landesver—
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weltungsgerichts keinen Vorrang nach 5 18 Abs. 2 Nr. 1 Buchst.

c 2110 brit.Z. zubillige„ Der angefochtene Beschluß erkenne

den Tatsachen en1sprechend an, daß der Kläger gegenüber dem

Beigeledenen nach den Grundsätzen des_ä 18 Abs. 2 und 5 ZulO

brit.Z. unzveifelhaft bevorrechtigt sei; die begehrte Zu—
lessung sei ihm nur aus der Erwägung versagt werden, es sei

in erster Linie Aufgabe der Zulassungsinstanzen, ärztliche

Bewerber unterzubringen. Diese Auffassung entspreohe nicht

dem Zweck der Zulessungsordnung, deren Aufgabe es sei, die

ärztliche Betreuung der Kessenpetienten durch die Auswahl ge»

eigneter ärzte sicherzustellen; die Entscheidung des Beklag—

ten beruhe daher auf eaohfremden Erwägungen. Der bereits prsk—'

tizierende Kessenerzt müsse bei Bewerbung um eine Kassen—

prsxis zumindest ebenen behandelt werden wie die übrigen Be»

werber; er dürfe nicht wegen üer Tatsache, daß er schon als

Kassensrzt tätig sei, bei der ßuswahl benachteiligt werden°

Da das Oberverweltungsgerioht die Revision zum Bundesverwal—
ttungegericht nicht zugelassen hat, erhob der Beklagte Beschwer«

de gemäß 5 53 Abs. 3 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes
(BVerwGG). Das Bundesverwaltungsgoricht gab der Beschwerde

durch Beschluß vom 15. September 7953 statt, der dem Kläger
en 18. Dezember 1953, den übrigen Beteiligten am 17. Dezember

1953 zugestellt werden ist. Die Rechtsmittelbelehrung des
Bundesverwältungsgerichts enthielt den Hinweis, deß die Revi—
sion innefhälb eines Monats nach Zustellung beim Oberverwali

tungsgericht für das Land Nordrhein—Westfalen einzulegen sei;

ferner wurde auf das Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes

(see) am 1. Januar 1954 sowie auf die 55 51 und 215 dieses
Gesetzes hingewiesen.

Der.Beklagte hat mit Schriftsatz vom 15. Januar 1954, der

am gleichen Tage beim Oberverweltungsgericht für das Land
Nordrhein—Westfalen eingegengcn ist, Revision eingelegt und

eine Zweitschrift dem Landeseozislgericht Nordrheih—Weetfelen
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zugesandt, die dort am 16. Januar 1954 einging.

Er beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

den Kläger mit der Klage abzuweisen, hilfsweiee

‚die Sache zur anderweiten Verhandlung und
Entscheidung an die Vorinstanz zurückzuverweiseno

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch Beschluß vom 12. Fe—

bruar 1954 festgestellt, daß die Sachegemäß55 51, 215 Abs,
9 SGG auf das Bundessozialgericht übergegangen sei° Mit Schrei—

ben v0m 11° März 1954 hat es
die Vorgänge —_einschließlich der

am 15. Februar 1954 beim Oberverwaltungegericht des Landes

Nordrhein«Westfalen und am 19° Februar 1954 beim Bundesver—

waltungsgericht eingegangenen Revisionsbeg■indung des Beklag—

ten « dem Bundeasozialgericht übersandt, dem sie am 22„ März

1954 angegangen sind,

Der Beigeladene hat mit Schriftsatz vom 15. Januar 1954

— eingegangen am 18. Januar 1954 — unmittelbar beim Bundes—

sozialgericht Revision eingelegt, ohne in diesem Schrift—

satz einen bestimmten Antrag (5 164 Abs. 2 Satz 1 SGG) zu
stellen° Ein Antrag, mit dem der Beigeladene die Aufhebung

der Urteile des Oberverwaltungsgerichts vom 30. September

1953 und des Landesverwaltungagerichts vom 18. Juli 1952

sowie die Abweieung der Klage begehrt, ist erst mit Schrift—

satz vom 8° Februar 1954 gestellt werden, der am 18. Febru—

ar 1954 zugleich mit der Revisionabegründung beim Bundes—
sozialgericht eingingo ;

Zur Begründung der Revision macht der beklagte Berufungs—

ausschuß im wesentlichen geltend: Zwar dürfe auch einem

bereits zugelassenen Arzt, der nicht die Voraussetzungen

des @ 18 Abs. 2 Nr. 1—dZulO brit‚z‚ crfülle, die Möglich—
keit einer Weiterentwicklung nicht verschlossen werdeno

._5„
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Dies bedeute aber nicht, daß er auch denn bevorzugt zugelassen

werden müsse, wenn andere qualifizierte, noch nicht zur Kas—

senpraxis zugelassene Bewerber vorhanden seien. Grundsätzlich

habe nach Sinn und Zweck der ZulO in einem Auswahlverfahren
der bereits zugelassene Kessensrzt nur dann einen Vorrang,

wenn er fünf Jahre auf dem Lande oder in einer Kleinstadt Kas—

senerzt gewesen sei (5 18 Abs. 2 Nr. 1 d ZulO brit.Z.)„

Der Bei3elsdene trägt zur
Begründung der Revision folgendes

vor: Der Berufungseusschuß verschließe den bereits zugelassen

nen Kessenärzten nicht die Möglichkeit einer fachlichen und ‘

wirtschaftlichen Entwicklung, cr gehe aber in dem angefochte—

nen Beschluß mit Recht deVOn aus, daß der Antrag eines schon

zugelassenen Arztes auf Zulassung zu einer besseren Kessen«

praxis erst dann berücksichtigt werden dürfe, wenn der An—

drang der noch nicht zugelassenen Bewerber nachgelsssen haben

Im übrigen könne der Kläger in Bochum kein größeres Arbeits—
gebiet als in seiner bisherigen Kassenpraxis erwerten„ Während

der Kläger als zugelassener Kassenarzt ein gutes Einkommen

habe, sei er _ der Beigeladene * bei Äbleuf seines Vertrages

als Assistenzarzt (November 1952) ohne jede Existenzgrundlsge

gewesen„ Die Auffassung des Oberverweltungsgerichts berge die

Gefahr in sich, daß neue oder neu zu besetzende Kaesenarzt-
stellen in der Regel an zugelassene Ärzte vergeben werden müß—

ten, wenn diese als Bewerber auftreten, so daß die durch Aus—
scheiden des zugelassenen Arztes aus seiner bisherigen Praxis

freiwerdende Kassenarztstelle erneut ausgeschrieben werden

müßte; der sich hieraus ergebende häufige Wechsel in der erst—

lichen Betreuung könne nicht im Interesse der Versicherten und

der Versicherungsträger liegen„ '

Der Kläger beantragt,

die Revisionen als unzulässig zu verwerfen,

hilfeweise, sie als unbegründet zurückzuweisen„
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Er ist der Auffassung, daß die Revisionen nicht frist—

und formgerecht eingelegt Werden seien; im übrigen habe

— wie des Landesverwaltungsgericht zutreffend angenommen

habe - der zugelassene Kessenarzt gegenüber dem noch nicht

zugelassenen Bewerber einen Vorrang nach 5 18 Abs. 2 Nr. 1

Buchst. c ZulO brit.Z.

}

II. 1

. !

1.) Gegen die Zulässigkeit der Revisionen bestehen keine

Bedenken„.

Zwei ist das Bundeesozialgericht an die nach 5 53 Abs.
1 und 5 BVerwGG ausgesprochene Zulassung der Revision

nicht gebunden. Each der ständigen Rechtsprechung des

Bundeesozialgerichts findet aber die Revision in Über—

gangsfällen gemäß 5 215 SGGjedenfalls dann statt, wenn
die Prüfung des Bundessozialgerichts ergibt, daß im Re—

visionsverfehren über Rechtsfragen von grundsätzlicher

Bedeutung im Sinne des 5 162 Abs. 1 Nr. 1 SGG zu entschei—

den ist (BSG. 1 S. 17 1517; Urteile des erkennenden Se—

nats vom 29.5.1956 — 6 RKe 14/54_— und vom 25.10.1956

—6 RKa 2/54 — ). Da die Frage, ob das Oberverwaltungs—
gericht die Auswehlgrundsätze des 5 18 ZulO brit.Z. zu—
treffend ausgelegt hat, eine über den Einzelfall hinaus—

gehende grundsätzliche Bedeutung het, ist die Revision

als stetthaft anzusehen. '
!

Das Bundesverwaltungsgericht ist in seinem Beschluß vom

12. Februar 1954 davon ausgegangen, daß die Streitsache

nach 5 215 Abs. 9 in Verbindung mit 5 51 SGG auf das

Bundessozialgericht übergegen€en sei. Diesem Beschluß

kommt jedoch nur deklarstorische Bedeutung zu, da der

Übergang einer Sache auf ein Gericht der Sozialgerichts—
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barkeit im Rahmen des @215 SGGsich kraft Gesetzes voll—
zieht (Vgl° BSG0 2 S0 23£'26_7und Urt0il des BSG. vom 22.3°

1956—? RAr8/54 —, SozRosec 5 215 Bl„ Da6 Nr; 21). Der
Übergang auf des Bundessozielgericht nach 5 215 Abs° 9 SGG
setzt voraus, daß die Sache am 1" Januar 1954 beim Bundes—
verwaltungsgericht rechtshängig wer. Ein Rechtsstreit wird

aber erst bei dem höheren Gericht mit der Einlegung des Rechts—
mittels enhängig° Da im vorliegenden Fall sowohl die Revision

des Beklagten als auch die des Beigeledenen erst nach dem
10 Januar 1954 eingelegt worden ist, wer die Sache am 1° Janue

er 1954 beim Bundesverwaltungsgericht noch nicht rechtehängig

im Sinne des 9 215 Abs‚ 9 sec (vg).° Stein—Jones-Schönke, Zi—
vilpro■eäordnung, 18° Aufl. Anmo II 2 zu @ 176)° Daran ändert

auch nichts, daß der Beklagte die Nichtzulassung der Revision

durch des Oberverwaltungsgericht vor dem 1° Januar 1954 mit

der Beschwerde gemäß 5 53 Abs" 3 BVerwGG angefochten hatte.

Es kann dahingestellt bleiben, wie die Rechtslage zu heurteié

len wäre, wenn das Bundesverwaltungsgericht über die Nicht—

zuleesungsbeschwerde vor dem 1° Januar 1954 noch keine Ent—

scheidung getroffen hätte° Im vorliegenden Falle hät das‚Bune

desverweltungsgericht aber bereits am 15„ Dezember 1953 über

die Beschwerde entschieden und den Beschluß über die Zulassung

den Beteiligten em 17° bzw, 18° Dezember 1953 zugestellt° Eine
Rechtshängigkeit der Streitseche beim Bundesverwaltungsgericht

(@ 215 Abs° 9 SGG) am 1° Januar 195d kann also hier nicht an»
genommen werden. Die Streitsäche war vielmehr an dem maßgeben—

den Stichtag, da bis zu diesem Zeitpunkt keine Revision ein—

gelegt werden war, noch beim Oberverwaltungsgericht enhängig

(vgl„ Stein-Jonas»Schönke eum0.)° Sie ist daher gemäß % 215
Abs° 8 SGG auf des Lendessozialgericht übergcgangen° Trotzdem

ist das Landessozialgericht nicht zu einer nochmeligen Ver—

handlung und Entscheidung berufen; denn andernfalls würde die

gleiche Sache zweimal auf derselben — nämlich berufungsgericht—

lichen — Ebene entschieden werden, was aber mit dem die Über—

gengsregelung des @ 215 SGG tragendenGrundgedanken, daß er—
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gangene
Entscheidungen beachtet werden

sollen,
nicht verein—

bar wäre. Im Sinne dieses Grundgedankens kann deshalb @ 215

■be. 8 SGG nur dahin verstanden werden, daß in Fällen der

vorliegenden Art der Rechtsstreit als bereits vom Berufungs—

gericht entschieden auf des Landessozielgericht übergegengen

ist und daß sich die Anfechtberkeit der Entscheidung des Ober—

verwaltungsgerichts vom 1. Januar 1954 an nach den Vorschrif—
ten des SGGrichtet (vgl. Urt. des erkennenden Senats vom
4.12„1956—6 RKa11/54—)„ ' '

Der Beklagte hat nun zwar die Revision * nach dem 1. Januar

1954 — innerhalb der mit der Zustellung des Zulassungsbeschlus—

ses des BVerwG. in Lauf gesetzten Revisionsfrist (vgl. 5 53
Abs° 5 BVerwGG) eingelegt; er hat sie aber entgegen der vom

10 Jenaer 1954 an für das Verfahren meßgebenden Vorschrift

des 5 164 ■bs. 1 SGG nicht beim Bundessozialgericht, sondern

„ im Hinblick auf die im Beschluß vom 15. Dezember 1955 ent—

heltene Rechtsmittelbelehrung — beim Oberverwaltungegericht

eingelegtu Die Revisionsschrift des Beklagten ist erst am
22° März 1954, die unmittelbar an das Bundessozialgericht

gerichtete Revisionsschrift des Beigeladenen erst am 18° Je—

nuar 1954, also einen Tag nach eblauf der Revisionsfrist,

beim Bundessozialgericht eingegangeno Die Revisionsschrift

des Beigeladenen enthält auch keinen bestimmten Antrag nach

5 164 Abs° 2 Satz 1 SGG, der nach der ständigen Rechtspre—
chung des Bundessozielgerichts innerhalb der Revisionsfrist

zu stellen ist (vgl. u.a. BSG. 1 S. 47, S. 50 u. S„ 228)°
Trotzdem sind beide

■evisionen als frist— und formgerecht

eingelegt anzusehen, weil in der in dem Beschluß vom 150 De—

zember 1953 enthaltenen Rechtenittelbelehrung, in der zwar

am Schluß auf das am 1. Januar 1954 in Kraft getretene SGG

hingewiesen ist, eine Belehrung darüber fehlt, daß von die—

sem Zeitpunkt an die Revieionsschrift beim Bundessozialge-

richt in Kassel einzureichen ist° Eine den Erfordernissen des
5 66 Abs‚ 1 373 entsprechende Rechtsmittelbelehrung muß aber

[ ' 40a
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gerade in Übergengsfällen dieser Art eindeutig und erschöpfend

sein; sie muß das Gericht bezeichnen, bei dem das Rechtsmit—

tel nach einer während des Leufes der Rechtsmittelfrist ein“

tretenden Änderung des Prozeßrechts einzulegén ist (vgl° BSG.1

S. 195 und S. 229)° Demnach konnten die Revisionen nach @ 66

Abs. 2 SGG noch innerhalb eines Jahres seit Zustellung des

Zulessungsbeschlusees, d.h. bis zum 17. Dezember 1954, einge—

legt werden°

Die Revisionen sind jedoch nicht begründet;

Streitig ist im Revisionsverfehren die Frage, ob der Beschluß

der Zulessungsinstenzen, die den Beigeledenen als Kessenerzt

zugelassen haben‚ rechtswidrig ist (5 54 Abs. 2 Satz 1 SGS).

Dieser Beschluß ist auf Grund des @ 18 der ZulO brit.Z° vom
21. April 1948 ergsngen. Diese stellt revisiblee Recht der,

weil sich ihr Geltungsbereich über den Bezirk des Berufungs—

gerichts hinaus erstreckt (@ 162 ibs. 2 SGG)° Wie der Senat
bereits mehrfach ausgesprochen hat, bestehen gegen ihre Rechtse

wirksemkeit keine Bedenken (vgl° Urt. vom 25‚9„1956 —6 RKa ‘
14/54 — und Urt° vom 25.10.1956 — 6 BKa 2/54 — , SozR° ZulO

für Ärzte brit.Z. Bl. A e 1 Nr. 1 u. 2)„

Nach 5 18 Abs° 1 Nr. 1 Buchst. c ZulO brit.Z. haben in der
Regel Bewerber, die bereits zugelassen sind, bei der Auswahl

den Vorrang„ Ob hiernach jeder bereits für einen anderen Kes—
senerztbezirk zugelassene Arzt grundsätzlich den Vorrang vor

einem noch nicht zugelassenen Bewerber hat oder ob, wie das

Oberverweltungsgericht meint‚ diese Bestimmung sich nur auf

früher zugelassen gewesene Ärzte bezieht, die aus besonderen

Gründen ihre Kassenpraxis verloren haben, kann dehingeetellt

bleiben° Denn selbst wenn man diese Bestimmung im vorliegenden

Fall nicht für anwendbar ansieht, so ist — wie das OberVerwsl—

tungsgericht zutreffend ausgeführt hat — die Entscheidung des

beklagten Beschwerdeeusschussce schon deshalb zu beenstsnden,
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weil sie die rechtssetzmäßigen Grenzen des Ermessens nach

5 78 Abs. 2 Nr. 2 ZulO brit.Z. nicht eingehalten hat. Wie
der Senat in der oben angeführten Entscheidung vom 25. Okto—

« ber 1956 ausgeeprochen hat, ist des Ermessen der Zulassungs—

instenzen bei Besetzung einer Kasse■arztstelle durch die Aus»

wehlgrundeätze des 5 18 ZulO brit.Z. rechtssatzmäßig beschränkt,

und es bedeutet eine Überschreitung des ihnen gesetzlich ein—

geräumten Ermessens, wenn die in 5 18 ZulO brit.Z. aufgeführ—

ten Grundsätze nicht beachtet sindo_ }
A

Der Kläger verdient — wie des Oberverwaltungsgericht beden—

kenfrci angenommen hat — nach den Ausrehlgrundsätzen des

5 18 Abs° 2 Nr. 2 ZulO brit.Z. gegenüber dem Beigeledenen
unzwcifelheft den Vorzug, und zwar sowohl wegen seines um

neun Jahre höheren Lebensalters als-auch wegen seiner we—

sentlich früheren Approbation und seiner früheren Anerken—

nung als Facharzt für Urologie. Die demgegenüber vom Beklag—

ten angestellte Erwägung, es sei Aufgabe der Zulessungsin—

etanzen, inggrgter;Lgnig noch nicht zugelassene ärztliche Be—

werber "unterzubringen", steht „ wie das OberverWeltungege—

richt zutreffend ausgeführt hat — mit dem Zweck der ZulO

nicht im Einklang° Wichtigste Aufgabe der Zulassungsinstan—

zen ist es vielmehr, die ärztliche Betreuung der Kaseenpetien—

ten durch Auswahl geeigneter Ärzte sicherzustellen. Zwar sind

nach den Auswehlgrundeätzen des £ 18 ZulO brit. Z. auch per—

sönliche Verhältnisse der Bewerber angemessen zu
berücksiche

tigen, wie insbesondere die in Abs. 2 Nr. 1 aufgeführten Um—
stände, aber auch der in Abs. 2 Nr. 2 erwähnte Familien==

stand der Bewerber erkennen lassen. Indessen können persön—

liche Verhältnisse und Schicksale immer nur im Rahmen einer

Gesamtwürdigung aller nach billigem Ermessen in Betracht kom—

menden Umstände Berücksichtigung finden (5 18 Abs.—3 Zu10),

und es ist bei der Auswahlentscheidung immer der Zweck des

gesamten Zulessungswesene zu beachten, die ärztliche Versor—

gung der Versicherten und ihrer Angehörigen in möglichst voll—

kommener Weise durchzuführen und zu sichern°
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Die Aufstellung der Auswehlgrundsätze in 5 18 ZulO brit.Z.
ist nicht abschließend und kann bei der Vielfältigkeit der

Lebensschickeele auch nicht als erschöpfend angesehen werde1;

wohl aber hat die Auswahl unter den Bewerbern vornehmlich un—

ter Berücksichtigung dieser Äuswehlgrundsätze stettzufinden.

Die Zulessungsinstenzen sind daher nicht gehindert, im Einzel—
fell zur Vermeidung von

Unbilligheiten andere gewichtige Um—

stände zu berücksichtigeno Das Abweichen von den in 5 18 ZulO

brit.Z. aufgestellten_Auswahlgrundsätzen muß aber dureh be—

sondere Umstände des Einzelfalles begründet sein und darf nicht

— wie hier geschehen — dazu führen, daß nach der ZulO zu be—

echtende Gesichtspunkte, wie Lebensalter und Zeitpunkt der

Approbation, schlechthin unberücksichtigt bleiben. Das wäre

aber der Fall, wenn nichtzu„elussenen Ärzten allgemein ein

Vorzug bei der Besetzung euegoschriebener Kessenerztstellen

eingeräumt würde. Die von dem Beklagten vertretene Auffassung

bedeutet im Grunde eine allgemeine Benechteilung der bereits

zugelassenen Ärzte bei der Bewerbung um eine andere Kessenarzt„

stelle; sie würde letztlich dazu führen, daß ein einmal zuge—
lessener Kessenarzt sich um eine andere Kassenerztstelle erst

dann mit Erfolg bewerben könnte, wenn sich um diese Kessenerzt

stelle andere Ärzte, die noch nicht zugelassen sind, nicht be«

werben hätten. Eine solche allgemeine Benachteiligung schon zu»

gelassener Ärzte widerspricht den Auswahlgrundsätzen des 5 18

ZulO und stellt daher eine Überschreitung der dem Ermessen der

Zulessungsinstenzen.gesetzten.Grenzen der.(vgl. @ 54 Abs. 2

SGG).

Auch die Erwägung des Beklagten, der Kläger habe in Bochum ein

größeres Arbeitsgebiet ger nicht zu erwarten, rechtfertigt es
nicht, die Auswahlgrundsätze des 5 18 ZulO brit.Z. unbenchtet

zu lassen. Es ist grundsätzlich Sache des Bewerbers um einen

ausgeschriebenen Kessenerzteitz selbst zu entscheiden, ob und

aus welchen Gründen er die eu:gcschriebene Stelle für erstre—
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benswert hält.

Auch aus der Bestimmung des 5 13 the. 3 ZulO brit. Z„ wonach

bei der Ausschreibu_g einer Kassenarztstelle außer der Ver—
hältniszahl nach lbs. 1 ("auf je 600 Kassenmitglieder soll

1 Kessenarzt entfallen") die Einwohnerzahl, die Einkünfte der
bereits vorhandenen Ärzte und die Zahl der auf Zulassung war—

tenden Ärzte nach gewissenhaftem, freien Ermessen des Zulas—

sungsausschusses zu berücksichtigen sind, kann — entgegen der

Auffassung der Revision — nicht geschlossen werden, daß bei

der gggyghl der Bewerber um eine susgeschriebene Kassenarzt-

stelle die gleichen Gesicht3punkte maßgebend sein sollen°

Dem steht schon die ausdrückliche Regelung der bei der Zu—

]-eseung zu berücksichtigenden Umstände in @ 18 ZulO brit. Z.

entgegen.

Schließlich kann sich der Beigeledene euch nicht darauf be—

rufen9 daß die Bestimmung des 5 17 ZulO brit.Z. der Zulas—
sung des Klägers entgegenstehe, denn der Kläger gehört nicht

zu dem Kreis der hier genannten, in der Regel nicht zuzulas—

senden Är ste, die in Auswirkung eines Beamten— oder Angestell—

tenverhältnisses oder aus einer Versorgungs— oder Versicherungs—

einriohtung ihrer Berufsorgsnisation regelmäßig Einkünfte be—

ziehen,

Die Auffassung des Oberverweltungsgeriohis‚ daß der Beschluß

‘dos Berufungssusschuäses ermessenefchlerh3ft und somit rechts-

widrig sei, kann daher, jedenfalls im Ergebnis, nicht been—

stendet werdeno

Die Revisionen sind somit als unbegründet zurückzuweiseno
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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